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Dynamisierung der Zuschüsse an beauftragte Dritte sowie freie Träger der 
Wohlfahrtspflege 
 
 
Beschlussvorschlag: 1. Bestehende Verträge an beauftragte Dritte in den 

Bereichen „Gesundheit, Bildung und Erziehung (FB D)“ 
und „Jobcenter Kreis Recklinghausen (FB J)“, für die 
Themen: 

 

• (kommunal finanzierte) Frauenhäuser1 

• Leistungen nach § 16a SGB II (Bsp.: Schuldnerberatung) 

• Beratungsstelle pro Familia Recklinghausen 

• Beratungsstelle donum vitae Recklinghausen e.V. 

• Sucht- und Drogenberatungsstellen im Kreis 
Recklinghausen 

• Beratungsstelle gegen Vernachlässigung u. 
Misshandlung von Kindern 

• Hilfe für Kinder e.V. - Psychosoziale Betreuung 
krebskranker Kinder 

 
werden ab dem Haushaltsjahr 2022 an die jährliche 
Tarifvereinbarung des öffentlichen Dienstes/TVÖD 
angepasst, soweit der Kreistag im Einzelfall keinen 
abweichenden Anpassungsfaktor festgesetzt hat und die 
Erhöhung für die jeweiligen Verträge Sinn ergeben. 
 
2. Die Verwaltung wird beauftragt, die Träger in geeigneter 

Weise über die Anpassung zu informieren und ggf. 
bestehende Vereinbarungen mit Trägern anzupassen. 

 
 

                                            
1 Die Förderung der nicht kommunal finanzierten Frauenhäuser wird durch das Land NRW regelmäßig angepasst.  



 

 

Darstellung des Sachverhaltes: 
 
Mit Antrag vom 01.02.2021 des Bündnis 90/DIE GRÜNEN wurde eine jährliche 
Dynamisierung auf den von der Kreisverwaltung geleisteten Betriebskostenzuschuss 
ab 2021 um 3 % auf den aktuellen Festbetrag gefordert. Der Antrag ist vom 
Kreisausschuss in den nächsten Ausschuss für Arbeit, Gesundheit und Soziales am 
26.04.2021 zur weiteren Beratung verwiesen worden. 
 
In der Vergangenheit wurde bereits häufig fraktionsübergreifend die Möglichkeit der 
Dynamisierung diskutiert. Bisher hat der Kreistag diesbezüglich jedoch noch keine 
abschließende Entscheidung getroffen. Um eine angemessene Dynamisierung der 
Verträge festzuschreiben und den Vertragspartnern Planungssicherheit zu geben, 
schlägt die Verwaltung vor, alternativ zum Antrag des Bündnis 90/DIE GRÜNEN als 
Faktor die jährliche Tarifanpassung des TVÖDs heranzuziehen. Im Bereich der Sucht- 
und Drogenberatungsstellen wird bereits seit vielen Jahren eine Dynamisierung im 
Personalbereich vorgenommen, bei anderen Beratungsstellen bislang nicht. Die 
angestrebte Dynamisierung soll eine Gleichbehandlung der Beratungsstellen im Kreis 
Recklinghausen erreichen und sowohl die Förderung von Personal- als auch 
Sachkosten umfassen. 
 
Andere Gebietskörperschaften haben bereits bei den Zuwendungen an Dritte die 
Dynamisierung umgesetzt und sich dabei an der jährlichen Tarifanpassung orientiert. 
Dieses Verfahren hat sich nach Recherche der Verwaltung vielfach bewährt. So hat 
beispielsweise der Rat der Stadt Mühlheim bereits im Jahr 2013 die Dynamisierung 
von Zahlungen an die Wohlfahrtsverbände beschlossen. Auch die Stadt Hannover hat 
durch Ratsbeschluss vom 02.05.2020 ein ab dem 01.01.2020 in Kraft tretendes 
Konzept zur Dynamisierung der Zuwendungen an die freien Träger entwickelt. Ebenso 
beschloss der Rat der Stadt Münster vom Beginn des Jahres 2019 an, die laufenden 
städtischen Zuschüsse an Dritte in den Bereichen Gleichstellung, Schule, Soziales und 
Gesundheit mit einer Steigerungsrate fortzuschreiben, die der Tarifanpassung im 
öffentlichen Dienst/TVÖD des Vorjahres entspricht. Darüber hinaus kann die 
tatsächliche Kostensteigerung der Vertragspartner über den Faktor der 
Tarifanpassung angemessen kompensiert werden.  
 
Hinsichtlich der Gesamtkosten der Dynamisierung für den Kreis Recklinghausen 
würde sich folgende Berechnung ergeben: Auf Grundlage der Tarifanpassung des 
TVÖDs i. H. v. 1,8 % für das Jahr 2022 würden sich die Mehrkosten für den 
Fachbereich D „Gesundheit, Bildung und Erziehung“ auf ca. 9.500 € und für den 
Fachbereich J „Jobcenter“ auf ca. 29.000,00 € belaufen. Insgesamt belaufen sich 
somit die Mehrkosten für den Kreis Recklinghausen auf 38.500,00 € 
 

Relevanz für den Klimaschutz: 
 

☒Keine unmittelbaren 

Auswirkungen 

☐Positive Auswirkungen ☐Negative Auswirkungen 

 
 
 

Begründung: 

 


